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Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre 

Schriftliche Anfrage wie folgt:  

 

Wie wird sich die Aufteilung der Unterbringung von 

Flüchtlingen in den einzelnen Bezirken (gegliedert nach 

Art der Unterbringung) nach dem Freizug der Turnhallen 

darstellen? 

 

Zur Frage: Mit Fertigstellung der Tempohoms und 

Modularen Unterkünfte für die Flüchtlinge (MUF) wer-

den die Geflüchteten dort und in bestehenden Gemein-

schaftsunterkünften untergebracht.  

 

Nach derzeitigem Kenntnisstand wird im laufenden 

Quartal von der Fertigstellung der nachfolgend genannter 

MUFs und Tempohoms ausgegangen, die nach Übergabe, 

Mängelbeseitigung und Erstausstattung in die Belegsteue-

rung einbezogen werden können:  

 

• Tempohome Am Oberhafen – Spandau 

• MUF Rudolf-Leonhard-Straße – Marzahn-Hellers-

dorf  

• MUF Albert-Kunz-Straße – Marzahn-Hellersdorf  

• Tempohome Alte-Jakob-Str./Franz-Künstler-

Straße – Friedrichshain-Kreuzberg  

• Tempohome Dingolfinger Straße – Marzahn-

Hellersdorf  

• Tempohome Finckensteinallee – Steglitz-

Zehlendorf  

• Tempohome Hohenschönhauser Straße – Lichten-

berg 

• Tempohome Lissabonstraße – Steglitz-Zehlendorf  

• MUF Wolfgang-Heinz-Straße – Pankow 

 

Darüber hinaus stehen zur Verteilung neu ankommen-

der Geflüchteter und für den Freizug von Notunterkünften 

freie Plätze in den bereits bestehenden Flüchtlingsunter-

künften zur Verfügung.  

 

Bei der Belegung wird nach Möglichkeit beim Freizug 

von weiteren Notunterkünften versucht, die durch die 

vorherige Unterbringung entstandene Sozialraumbindung 

der untergebrachten Geflüchteten zu berücksichtigen. 

Dies ist jedoch nicht durchgängig möglich, da in einigen 

Bezirken keine adäquaten Unterkünfte zur Verfügung 

stehen. Darüber hinaus werden bestehende Familien- und 

Freundesverbände berücksichtigt. 

 

 

Berlin, den 12. April 2017 
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